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Vorwort
Die Lissabon-Begleitgesetze sind Eckpfeiler der deutschen Integrationsverfassung. Als „Teil
einer institutionellen Architektur, die den nationalen Parlamenten in der Europäischen Union
eine über die Mitgliedstaaten hinausweisende Rolle zuweist“ (BVerfGE 131, 152/198), sieht
sich der Deutsche Bundestag herausgefordert als Integrationsgesetzgeber und Mitwirkungsak-
teur – mitverantwortlich für Deutschlands Rolle in der Europapolitik. Er vermittelt Legitimati-
on in den Bahnen des Integrationsverantwortungsgesetzes (IntVG) bei Änderung und Fortent-
wicklung der Unionsverträge. Das IntVG nimmt tatbestandlich die dynamischen Klauseln der
EU-Verträge auf und aktiviert den integrationsrechtlichen Parlamentsvorbehalt. Das Gesetz
über die Zusammenarbeit von Bundesregierung und Deutschem Bundestag in Angelegenheiten
der Europäischen Union (EUZBBG) beteiligt den Bundestag an der Willensbildung des Bundes,
balanciert das Zusammenwirken von Regierung und Parlament. Das Gesetz ist Art. 23 GG
und dem Konzept der „informierten Mitwirkung“ verpflichtet, gewährleistet Rückkopplung
und parlamentarischen Rückhalt für das Regierungshandeln auf Unionsebene. Das Gesetz
über die Zusammenarbeit von Bund und Ländern in Angelegenheiten der Europäischen Union
(EUZBLG) will innerstaatlichen Föderalismus und europapolitische Handlungsfähigkeit ver-
söhnen. Auch die Länder haben Kompetenzverluste hinzunehmen. Nach Maßgabe des
EUZBLG wirken sie kompensatorisch über den Bundesrat mit, wenn die Beschlussfassung in
der Union auf Landesinteressen durchschlägt.

Mit der zweiten Auflage des Kommentars legen wir eine umfassende Neubearbeitung vor.
Nach der Leitentscheidung des Bundesverfassungsgerichts vom Juni 2012 (BVerfGE 131, 152
– ESM/Unterrichtungspflichten) hat der Gesetzgeber das EUZBBG gründlich modernisiert. Der
Kommentar berücksichtigt zudem die „Krisenjudikatur“ des Bundesverfassungsgerichts bis
zum OMT-Urteil vom Juni 2016 und, nicht zuletzt, das Gesetz zur finanziellen Beteiligung am
Europäischen Stabilitätsmechanismus (ESMFinG), das die haushaltspolitische Gesamtverant-
wortung des Bundestages bekräftigt und in einem Mitwirkungs- und Verfahrensregime aus-
formt. Auch diese weitere spezielle Ausprägung macht sichtbar: Parlamentarische Mitwirkung
in der Europapolitik ist eine Verfassungserwartung, die auf konkrete gesetzliche Ausgestaltung
drängt. Der Bundestag, jeder Abgeordnete, die Mitglieder des Bundesrates, auch die Landtags-
abgeordneten sind angewiesen auf eine alltagstaugliche Beteiligungsordnung.

Der Kommentar erschließt das Parlamentsbeteiligungsrecht historisch, systematisch, in seiner
Brückenfunktion zwischen Unions- und Verfassungsrecht – als Europa-spezifisches Staatsorga-
nisationsrecht. Er will Orientierung bieten, indem er als Systematischer Kommentar den Zu-
sammenhang der Einzelgesetze verdeutlicht, die verfassungsrechtlichen Grundlagen erörtert,
zugleich die Vorgaben des Unionsrechts und die Rückwirkungen auf das Staatsrecht aufdeckt.
Kenner der praktischen Integrationspolitik und der Parlamentspraxis haben an der Neuauflage
mitgewirkt, mit eigenen Beiträgen oder durch wichtige Impulse in zwei Werkstattgesprächen
im Deutschen Bundestag und im Rathaus der Freien und Hansestadt Hamburg. Als jederzeit
ansprechbaren kritischen Ratgebern sind wir namentlich Prof. Dr. Sven Hölscheidt und Dr. Ta-
rik Tabbara, LL.M., dankbar verbunden.

Dank schulden wir dem Nomos Verlag. Einmal mehr haben wir erfahren, dass ein Wissen-
schaftsverlag unersetzlicher Impulsgeber und Mittler ist, großzügiger Förderer und hartnäcki-
ger Mahner. Ohne die verlegerische Integrationsverantwortung von Dr. Matthias Knopik und
Prof. Dr. Johannes Rux hätten wir diesen Kommentar nicht ins Werk setzen können. Die
Werksubstanz verdanken wir den Kolleginnen und Kollegen, die sich systematisch auf das mit-
unter unsystematische Beteiligungsrecht eingelassen haben; besonderer Dank für die oftmals
nervenzehrende Arbeit an den „Formalia“ gebührt Ann-Kristin Kästner, Tobias Wagenknecht,
und, für die Erstellung des Sachregisters, Henning Büttner.

Kiel und Hamburg im Oktober 2017 Andreas von Arnauld/Ulrich Hufeld
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